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Niederschrift

der offentlichen/nicht 6ffentlichen Sitzung des Sozial-,
Gesundheits- und Gleichstellungsausschusses am 15.03.2018

offentlich
Ort: Stadthaus, Wappensaal,
Marktplatz 2,
06108 Halle (Saale)
Zeit: 16:33 Uhr bis 20:05 Uhr

Anwesenheit: siehe Teilnahmeverzeichnis



Anwesend waren:

Ute Haupt
Bernhard Bonisch

Ulrich Peinhardt

Andreas Schachtschneider
Dr. Hans-Dieter Wollenweber
Dirk Gernhardt

Thomas Schied

Annika Seidel-Jahnig
Kay Senius

Dennis Helmich

Dr. Regina Schops
Manfred Czock
Norwin Dorn

Igor Matviyets
Satenik Roth

Jan Rotzschke
Helga Schubert
Susanne Willers
Annette Wunderlich

Verwaltung

Katharina Brederlow
Jorg Baus

Dr. Christine Groger
Susanne Wildner
Dr. Uta Schwarzer

Annerose Winter
Oliver Paulsen
Jenny Falke
Gaste

Frau Ronneberger
Frau Homann

Herr Dr. Muller
Frau Heuer

Entschuldigt fehlten:

Dr. Tarek Ali
Dr. phil. Jeannette Drygalla

Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale), Teilnahme ab
17:34 Uhr bis 18:32 Uhr

CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale), Teilnahme bis
19:43 Uhr

CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)

Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)

Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale), Teilnahme
bis 19:34 Uhr

SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale)

SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale), Teilnahme bis 20:05
Uhr

Fraktion Bundnis 90/ Die Griinen

Fraktion MitBURGER fir Halle - NEUES FORUM
Sachkundiger Einwohner

Seniorenrat

Sachkundiger Einwohner

Sachkundiger Einwohner, Teilnahme ab 17:34 Uhr
Sachkundiger Einwohner, Teilnahme bis 19:56 Uhr
Sachkundige Einwohnerin

Sachkundige Einwohnerin

Sachkundige Einwohnerin

Beigeordnete flr Bildung und Soziales
Fachbereichsleiter Soziales
Fachbereichsleiterin Gesundheit
Gleichstellungsbeauftragte
Abteilungsleiterin Veterindrwesen und
Lebensmitteliberwachung/ Amtstierarztin
Abteilungsleiterin Soziale Hilfen
Grundsatzreferent

stellv. Protokollfiihrerin

Geschaéftsfuhrerin der Evangelischen Stadtmission Halle
Eingliederungshilfe gGmbH

Vorstandsvorsitzende Tierschutz Halle e. V.
Geschaftsfuhrer und Zoodirektor Halle

Zoologische Leiterin

Sachkundiger Einwohner
Sachkundige Einwohnerin



zZu Einwohnerfragestunde

Zu Herr Thomas zum Antrag TOP 5.1

Herr Thomas sagte, dass die Gefahrdung von 4G Strahlung schon mehrfach in
wissenschaftlichen Studien belegt wurde. In einer Studie von 2016 waren 55 % der
Menschen, die den Strahlungen ausgesetzt wurden, haben Krebs bekommen. 72 % der nicht
industriellen Studien zeigen die Gefahren. Es gibt Bundestagsabgeordnete aus Halle, die
darauf Einfluss nehmen kénnen. Mit 5G werden dreimal so viele Antennen bendtigt. Pflanzen
die Regen mit 5G Strahlung bekommen sind gestorben. Kabelgebundene
Telekommunikation sollte bevorzugt und ausgebaut werden. Die Stadt muss sich nicht fur
die Fordergelder zum Ausbau der 5G Technik bewerben. Er bat darum eine namentliche
Abstimmung durchzufuhren, um zu sehen, welchen Stadtraten die Gesundheit der Birger
egal ist.

Frau Brederlow antwortete, dass die namentliche Abstimmung im Stadtrat beantragt

werden muss, da dort der Antrag final abgestimmt wird. Es gibt eine ganze Reihe von
Gesetzen, die dabei zu beachten sind.

Zu Frau Jaschke zur Digitalisierung

Frau Jaschke sagte, dass sich unter dem Dach der Pauluskirche ein Mobilfunksendemast
befindet mit 37 Sendeeinheiten. Es gibt Kommunen mit Strahlenschutzkonzept. 2014 wurde
durch die Firma Vodafone gemessen und die Werte Uberschreiten den von der EU
empfohlenen Grenzwert von 100 Mikrowatt pro gm mit dem 500 fachen. Es gibt keinerlei
Untersuchungen zu den gesundheitlichen Auswirkungen. Was gedenken Sie zu tun, um die
Bevolkerung vor gesundheitlichen Gefahren zu schiitzen. Was ist das Zukunftsmodell in
Hinblick auf die Digitalisierung in Schulen und Kindergéarten.

Frau Brederlow antwortete, dass der Bund den Rahmen fiir die Gesetzte schafft. . Es gibt
einen sehr eingeschrankten Handlungsspielraum, den die Kommune bei diesem Thema hat.
Die Bevolkerung wird Uber Risiken informiert. Auf stadtischen Grundstiicken hat die Stadt
Zugriff bezuglich der Errichtung von Mobilfunkanlagen. In Kindergéarten und Schulen missen
bevorzugt kabelgebundene Losungen gefunden werden.

Frau Jaschke fragte, ob die Verwaltung Uber die Dialogverfahren anderer Kommunen
informiert ist.

Frau Brederlow sagte, dass dies im Laufe der Behandlung des Antrags besprochen werden
muss.



zul Ero6ffnung der Sitzung, Feststellung der OrdnungsmaRigkeit der Einladung
und der Beschlussfahigkeit

Frau Haupt erdffnete die Sitzung und stellte die OrdnungsmaRigkeit der Einladung und die
Beschlussfahigkeit fest.

zZu 2 Feststellung der Tagesordnung

Frau Haupt informierte, dass es eine weitere Mitteilung von Frau Ronneberger zur Tafel in
Halle gibt und diese direkt nach dem TOP 3 behandelt werden soll. Ebenso soll die
Mitteilung unter TOP 7.1 vorgezogen werden.

Herr Schachtschneider fragte, warum der Antrag zum Tierschutz wieder auf der
Tagesordnung ist, da in der letzten Sitzung, der Ausschuss sich fur nicht zustandig erklart
hat.

Frau Brederlow sagte, dass nach Zustandigkeitsordnung der Ausschuss zustandig ist.

Herr Bonisch sagte, dass der gefasste Beschluss dann als erstes aufgehoben werden
muss.

Frau Haupt bat um Abstimmung zur Aufhebung des Beschlusses und Behandlung des
Antrages auf der Tagesordnung.

Abstimmungsergebnis SKE einstimmig zugestimmt

Abstimmungsergebnis SR einstimmig zugestimmt

Frau Haupt bat um Abstimmung der geédnderten Tagesordnung.

Abstimmungsergebnis SKE einstimmig zugestimmt

Abstimmungsergebnis SR einstimmig zugestimmt

Folgende geanderte Tagesordnung wurde festgestellt:

3. Genehmigung der Niederschrift vom 15.02.2018

7.4. Frau Ronneberger Information zur Tafel in Halle (Saale)
7.1. Berichte Aktueller Sachstand Asyl-/Fllichtlingssituation
4, Beschlussvorlagen

5.  Antrdge von Fraktionen und Stadtraten



5.1. Antrag der Stadtrattinnen Dr. Regina Schops und Yvonne Winkler (MitBURGER fiir Halle
— NEUES FORUM), Marko Rupsch (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN), Dr. Detlef Wend
(SPD), Anja Krimmling-Schoeffler (DIE LINKE) und Ulrich Peinhardt (CDU/FDP) zur
Verbesserung des Schutzes der Bevolkerung vor kommunikationsinduzierter
elektromagnetischer Strahlung
Vorlage: V1/2018/03718

5.2. Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Erarbeitung einer Richtlinie zur
Forderung des Tierschutzes
Vorlage: V1/2017/03649

5.3. Antrag der Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, SPD und DIE LINKE zur
Ausgestaltung des Halle-Passes A
Vorlage: V1/2018/03855

5.3.1 And_erungsantrag der CDU/FDP-Fraktion zum Antrag der Fraktionen BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, SPD und DIE LINKE zur Ausgestaltung des Halle-Passes A V1/2018/03855
Vorlage: V1/2018/03909

6. schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadtraten

7. Mitteilungen

7.2. Vorstellung Vorhaben des Eigenbetriebes fir Arbeitsforderung zu den Programmen
»otabilisierung und Teilhabe am Arbeitsleben” sowie BIWAQ

7.3. Jahresabschluss Bildung und Teilhabe 2017 fur alle Rechtskreise
8. Beantwortung von miindlichen Anfragen
9. Anregungen

9.1. Themenspeicher

zu 3 Genehmigung der Niederschrift vom 15.02.2018
Abstimmungsergebnis einstimmig zugestimmt
zu 7.4 Frau Ronneberger Information zur Tafel in Halle (Saale)

Frau Haupt bat um Abstimmung des Rederechtes fir Frau Ronneberger.

Abstimmungsergebnis SKE einstimmig zugestimmt

Abstimmungsergebnis SR einstimmig zugestimmt

Frau Ronneberger schilderte, dass die ehrenamtlichen Mitarbeiter der Tafel anfangs mit
dem Ansturm der Menschen aufgrund des Fliichtlingsstroms Uberfordert waren. Von Seiten,
der Betroffenen gab es Unverstandnis, warum sie keine Lebensmittel kostenlos erhalten, die



Sprachbarriere war vorhanden und aufgrund der verschiedenen Kulturen gab es Probleme
bei den Lebensmitteln. Die Stadtmission als Betreiber der Tafel hat sich Hilfe bei der Stadt
gesucht. Der Imam der islamischen Gemeinde hat die Menschen informiert und vermittelt
und es gibt Aushange auf Arabisch. Die Spendengelder reichen nicht zur Versorgung aller
Anspruchsberechtigten. Aus diesem Grund gibt es eine Warteliste, auf der heute funf bis
zehn Personen stehen. AuRerdem wurde der Turnus auf alle drei Wochen geéndert.

Die Tafel besuchen taglich 150 Personen darunter alleinerziehende Mutter, Partnerschaften
die mit Lebensmitteln versorgt werden.

Damit frische Lebensmittel nicht weggeschmissen werden muissen, kodnnen
Anspruchsberechtigte mit ihrer Kundenkarte taglich au3erhalb des Woaochenrhythmus den
Uberhang abholen.

Die Tafel liegt bei der Versorgung von Kindern tber dem Bundesdurchschnitt. Insgesamt
versorgt die Tafel 1419 Personen, davon 574 Kinder und 141 Senioren. Es handelt sich
dabei um 30/ 40 % Migranten.

Herr Senius und Frau Haupt bedankte sich fir die Arbeit der Tafel.

zu 7.1 Berichte Aktueller Sachstand Asyl-/Flichtlingssituation

Herr Paulsen informierte die Mitglieder tber die aktuellen Zahlen im Bereich Asyl.

Mit Stand 31.12.2017 lebten 540 Asylbewerber, knapp 6000 anerkannte Flichtlinge und
etwas mehr als 900 geduldete Personen in Halle. Im Jahr 2017 wurden der Stadt 378
Personen zugewiesen, zusatzlich weitere Zuweisungen z.B. im Familiennachzug.

Diese Zahlen werden auch fir 2018 erwartet. Die Personen kommen hauptsachlich aus
Syrien und Afghanistan.

Im Jahr 2017 fanden 36 Abschiebungen statt, es erfolgten 21 freiwillige Ausreisen.

Von den insgesamt 760 Integrationswohnungen, die der Stadt von GWG und HWG zur
Verfligung gestellt wurden, wurden im vergangenen 220 Wohnungen an die
Wohnungsgesellschaften zuriickgegeben. Die Stadt hat damit einen Bestand von 440
Wohnungen, in denen insgesamt 935 Personen leben. Darunter sind 194 Familien (mit 682
Personen) sowie 253 Personen (alleine oder in WGs) in 180 Wohnungen. Grol3e
Wohnungen mit 4 bis 5 Raumen oder kleine Wohnungen bis 50 gm sind besonders gefragt.
Ziel der Stadt ist es, so viele Menschen wie moéglich mit eigenen Mietvertragen zu versehen.
Aktuell finden diese Ubergangsprozesse statt.

Die stadtischen Gemeinschaftsunterkiinfte sind zu 75 % belegt. Damit besteht Spielraum fir
die kommenden Zuweisungen.

Bei den Integrationslotsen gibt es noch keinen neuen Stand.

Herr Schachtschneider fragte, ob die sanierungsbedirftigen Wohnungen zu den
Hochzeiten durch Fliichtlinge bewohnt wurden.

Herr Paulsen sagte, dass 2015 kurzfristig ein hoher Wohnungsbestand aufgebaut werden
musste und die Wohnungen zu dem Zeitpunkt bereits sanierungsbedurftig waren und nie von
Flichtlingen bewohnt wurden. Diese dienten als Riicklage.

Herr Senius fragte, welche Hinderungsgriinde es gibt, um Mietvertrage mit den Flichtlingen
abzuschliel3en.



Herr Paulsen sagte, dass dies ein Prozess war, der sich erst einspielen musste und es
keine Hinderungsgriinde gibt bis auf, dass die Wohnungsunternehmen einen bestimmten
Staus verlangen.

Frau Haupt fragte, wie das Problem des Familiennachzugs geldst wird, wenn eine gré3ere
Wohnung bendétigt wird.

Herr Paulsen antwortete, dass innerhalb von wenigen Tagen keine Wohnung gefunden
werden kann aber dann die Gemeinschaftsunterkiinfte einspringen und als Ubergangslésung
dienen.

Herr Czock fragte, ob es in Halle das Problem der falschen Altersangaben vorhanden ist.
Gerade bei Sportvereinen ist dies ja sehr problematisch.
Werden dazu Altersuntersuchungen durchgeftihrt.

Frau Brederlow antwortete, dass nur in Ausnahmeféllen medizinische Untersuchungen zum
Alter durchgefuhrt werden.

zu 4 Beschlussvorlagen

Beschlussvorlagen lagen nicht vor.

Zu 5 Antrage von Fraktionen und Stadtréaten

zu 5.1 Antrag der Stadtrat*innen Dr. Regina Schéps und Yvonne Winkler
(MitBURGER fuir Halle —= NEUES FORUM), Marko Rupsch (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN), Dr. Detlef Wend (SPD), Anja Krimmling-Schoeffler (DIE LINKE)
und Ulrich Peinhardt (CDU/FDP) zur Verbesserung des Schutzes der
Bevdlkerung vor kommunikationsinduzierter elektromagnetischer
Strahlung
Vorlage: VI/2018/03718

Frau Dr. Schdps brachte den Antrag ein.

Frau Brederlow erklarte, dass es innerhalb der Verwaltung verschiedene Zusténdigkeiten
zu diesem Thema gibt.

Die Digitalisierung wird nicht aufgehalten werden. In Klassenrdumen werden bevorzugt
Kabell6sungen verwendet, jedoch funktioniert ein Tablet nicht ohne WLAN.

Herr Schachtschneider sagte, dass der Klassenraum ja auch von den auf3eren Strahlungen
geschitzt werden musste und dies nicht geht. Man muss da jetzt mit einer Zwischenldsung
arbeiten.

Frau Dr. Schops sagte, dass zukunftig bei der Erneuerung Kabelldsungen bevorzugt
werden sollen. Es ist schwierig Menschen, ohne das sie eine Wahl haben, einer
Strahlungsbelastung auszusetzen.



Herr Schied sagte, dass er in der letzten Sitzung angeregt hat, einen Experten zu diesem
Thema einzuladen.

Frau Brederlow sagte, dass es schwierig ist einen Experten einzuladen und dann stellt sich
noch die Frage, ob man einen Pro oder Contra Experten einladt. Gutachten zu solchen
Themen sind sehr teuer und es muss geprift werden, wie das Verhaltnis von Aufwand und
Nutzen ist. Sie verwies auf einen zu dem Thema stattgefundenen Workshop im Jahr 2016.
Frau Dr. Schops beantragte die Vertagung des Antrags.

Frau Haupt bat um Abstimmung auf Vertagung.

Abstimmungsergebnis SKE mehrheitlich zugestimmt

Abstimmungsergebnis SR mehrheitlich abgelehnt

Frau Dr. Schdps beantragte Einzelpunktabstimmung.

1. SKE mehrheitlich abgelehnt
SR mehrheitlich abgelehnt
2. SKE mit Patt abgelehnt
SR mehrheitlich abgelehnt
3. SKE mit Patt abgelehnt
SR mehrheitlich abgelehnt
4. SKE mehrheitlich abgelehnt
SR mehrheitlich abgelehnt

Beschlussvorschlag:

Zum Schutz der Birgerinnen und Birger vor Gesundheitsrisiken durch Mobilfunkstrahlung
beauftragt der Stadtrat die Stadtverwaltung mit folgenden Vorsorgemaf3nahmen im Rahmen
ihrer gesetzlichen Mdglichkeiten:

1. Die Stadt Halle erarbeitet ein Mobilfunk-Vorsorgekonzept.

2. Die Stadt Halle strebt die Reduzierung bzw. Vermeidung lokal hoher Belastungen
durch Konzentration von Mobilfunkantennen an bevorzugten Standorten an und nutzt
dazu ein Dialogverfahren mit den Mobilfunkbetreibern zur Einigung Uber bestehende
und geplante Standorte von Mobilfunkanlagen.

3. Die Stadt Halle informiert die Bevolkerung durch gezielte Offentlichkeitsarbeit und
Kampagnen Uber die Risiken elektromagnetischer Strahlung und tGber Mdglichkeiten,
diese zu reduzieren.

4. Die Stadt Halle verwendet bei der Neuinstallationen oder Erneuerung von
Kommunikationsinfrastruktur in Verwaltung, Kindergarten, Schulen und Bibliotheken
maoglichst kabelgebundene Lésungen.

zu 5.2 Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Erarbeitung einer Richtlinie
zur Forderung des Tierschutzes
Vorlage: VI/2017/03649



Es sind zwei Prasentationen im Session hinterlegt.

Frau Haupt bat um Abstimmung des Rederechts fir Frau Homann vom halleschen
Tierschutz, Herrn Dr. Miller und Frau Heuer vom Zoo Halle (Saale)

Abstimmungsergebnis SKE einstimmig zugestimmt

Abstimmungsergebnis SR einstimmig zugestimmt

Frau Seidel-Jahnig brachte den Antrag ein.

Frau Brederlow sagte, dass das Tierheim die Aufgaben des Tierschutzes erfillt. Es kdnnen
keine weiteren Mittel flr Projekte zur Verfigung gestellt werden. Die Summe von 40000 Euro
vor der Haushaltsberatung und ohne genaue Ermittlung der benétigten Kosten in den Raum
zu stellen, ist unglnstig. Dieses Jahr liegt ist die Prioritat bei den Aufgaben der
Katzenkastration.

Herr Bdnisch fragte, ob es sich um den Ubertragenen Wirkungskreis handelt.

Frau Dr, Schwarzer antwortete, dass es sich bei den Aufgaben im Veterindrwesen um den
Ubertragenen Wirkungskreis handelt. Aber der Antrag zielt darauf ab, Uber die
Pflichtaufgaben hinaus freiwillig tatig zu werden.

Frau Homann stellte die Arbeit des halleschen Tierschutzes vor.
Frau Heuer stellte das hallesche Tierheim vor.

Herr Senius fragte, ob die Kapazitdten und Ressourcen im Tierheim auskémmlich zur
Erflllung der Pflichtaufgaben sind. Sind die Aufgaben, die der Tierschutz Ubernimmt
entbehrlich.

Herr Dr. Miller sagte, dass es einen Rickgang bei Katzen und Hunden gab und zur
Erflllung der Pflichtaufgaben die Kapazitaten reichen. Die Personalkosten sind sehr hoch
und schon im Haushaltsansatz mit zu wenig veranschlagt. Viele Kosten fiir freiwillige
Leistungen werden durch den Zoo tibernommen.

Frau Heuer sagte, dass auf die Leistungen des Tierschutzes nicht verzichtet werden kann
und man sehr gut zusammenarbeitet und sich zum Beispiel gegenseitig Tiere abnimmit.

Herr Helmich sagte, dass fur den Haushaltsentwurf 2018 eine Erhohung der
Transferleistungen um 65.000 Euro und zusatzlich ca. 30.000 Euro flir Investitionen
eingebracht wurde. Wurde diese Erhéhung im Geschaftsbesorgungsvertrag angepasst.

Herr Dr. Muller sagte, dass er den Antrag kennt, aber nicht weil3 wie dieser abgebildet
wurde.

Die Verwaltung sicherte eine schriftliche Beantwortung zu.

Herr Schachtschneider sagte, dass alle Vereine in Halle dann gleich behandelt werden
missen und alle Geld bekommen miissen. Herr Schachtschneider sagte, dass der Wunsch
des Tierschutzes nach einer Leiterstelle und einer Pflegestelle, die Summe von 40.000 Euro
Ubersteigt.



Frau Seidel-Jdhnig sagte, dass die 40.000 Euro der Antrag fir eine FOrderung im
Allgemeinen ist, ohne konkrete Stellen zu benennen.

Sie fragte, wie der Rucklauf zu erklaren ist. Kénnte der Grund des Riickgangs, auch die
Mdglichkeit sein, die Tiere in verschiedenen Vereinen abgeben zu kénnen.

Herr Dr. Muller sagte, dass der Rickgang auch in den Vereinen zu verzeichnen ist und sich
die Menschen bewusster fir ein Tier entscheiden und verschiedene Hunderassen nicht mehr
gehalten werden.

Frau Brederlow sagte, dass wenn eine Richtlinie kommen soll, nicht mit einer Summe
angefangen werden kann.

Es stehen die Katzen Kastrationen im Mittelpunkt und im Anschluss daran kann geschaut
werden, wo eine weitere Untersttitzung moglich und notig ist.

Frau Heuer sagte, dass ausschlie3lich das stadtische Tierheim Hunde aufnimmt und die
Zahl von 600 auf 200 reduziert wurde.

Herr Senius vertagte den Antrag.

Abstimmungsergebnis: vertagt

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, eine Richtlinie zur Férderung des Tierschutzes durch
Vereine oder freie Trager in der Stadt Halle (Saale) zu erarbeiten und in den Planungen des
Haushaltes ab dem Jahr 2019 mit jahrlich 40.000 Euro haushalterisch zu hinterlegen.

zu 5.3 Antrag der Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, SPD und DIE LINKE zur
Ausgestaltung des Halle-Passes A
Vorlage: VI/2018/03855

zu5.3.1 Anderungsantrag der CDU/FDP-Fraktion zum Antrag der Fraktionen
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, SPD und DIE LINKE zur Ausgestaltung des
Halle-Passes A V1/2018/03855
Vorlage: VI/2018/03909

Herr Helmich brachte den Antrag ein und Herr Schachtschneider den Anderungsantrag.
Frau Brederlow erklarte, dass in zwei bis drei Monaten eine Stellungnahme méglich ist, da
viele Bereiche in der Verwaltung betroffen sind und einbezogen werden miussen. Eine
Bertcksichtigung im Haushaltsansatz 2019 ist aufgrund der vorgegebenen Zeitschiene nicht
moglich. Ohne vorgegebene Eckpunkte wére die Erarbeitung einfacher.

Herr Helmich fragte, wie eine Uberarbeitung ohne Eckpunkte erfolgen soll.

Frau Brederlow antwortete, dass die Verwaltung eine eigene Konzeption erarbeiten wirde.

Herr Schied regte an, eine Arbeitsgruppe zu dem Thema zu griinden.
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Frau Haupt vertagte den Antrag.

zu 5.3.1 Aqderungsantrag der CDU/FDP-Fraktion zum Antrag der Fraktionen
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, SPD und DIE LINKE zur Ausgestaltung des
Halle-Passes A V1/2018/03855
Vorlage: VI/2018/03909

Abstimmungsergebnis: vertagt

Beschlussvorschlaqg:

1. Die Stadtverwaltung Halle wird beauftragt, die Regularien des Halle-Passes A
konzeptionell zu &berarbeiten Uberprifen. Das Konzept wird in der Sitzung des

Stadtrates am 24.10.2018 zur-Besehlussfassung-vorgelegt.
2. Bezuglich der Uberarbeitung Prifung werden folgende Eckpunkte berticksichtigt:

a. Der Halle-Pass A wird zeitgleich mit der Bescheidung von Transferleistungen

nach SGB XIll, AsylbLG sowie Wohngeld ausgestellt. Die stadtischen
Vertreter*innen  der  Tragerversammlung  werden  beauftragt, diese
Verfahrensweise flr den Rechtskreis SGB Il sowie fir die Anspruchsberechtigten
des Kinderzuschlages per Antrag in die Tragerversammlung einzubringen.

Inhaber*innen des Halle-Passes A haben Anspruch auf einen monatlichen OPNV-
Mobilitdtsbetrag in Héhe von 5 €, der individuell zweckgebunden mit dem
Besuch der jeweiligen Einrichtung nutzbar ist. Die Stadtverwaltung wird in
Zusammenarbeit mit der HAVAG beauftragt, ein geeignetes Modell der
Umsetzung zu entwickelr—prifen.

Fur Inhaber*innen des Halle-Passes A ist die eine kostenfreie Nutzung der
Stadtbibliothek sowie des Stadtmuseums kestenfrei zu prifen. Die
Fur stadtische Unternehmen, die bisher keine ErmaRigungen im Rahmen des
Halle-Passes A fir Freizeit- und Bildungsangebote anbieten, sollen diese gepruft
werden.

Es wird aufRerdem gepruft ob Dritte, die im Auftrag der Stadt Einrichtungen
betreiben, bieten ErméaRigungen im Rahmen des Halle-Passes A anbieten
kédnnen. Mit privatwirtschaftlichen Einrichtungen werden Halle-Pass A
ErméRigungen angestrebt.

Es wird angeregt, die Offentlichkeitsarbeit fur den Halle-Pass A angemessen,
aktuell, nutzerfreundlich und weitestgehend barrierefrei zu gestalten. Es wird
empfohlen, auch auf die Leistungen im Rahmen des ,Bildungs- und
Teilhabepakets” hinzuweisen.

Die Stadtverwaltung prift, inwieweit der Kreis der Anspruchsberechtigten im
Hinblick auf einkommensschwache Birgerinnen und Birger (beispielsweise
nach Einkommen in Hohe des jeweils aktuellen Mindestlohnes), welche die
Voraussetzungen fir die Beantragung eines Halle-Passes A nicht erfillen,
erweitert werden kann. Entsprechende Szenarien sind abzubilden.
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3. Die finanziellen Auswirkungen sind darzustellen. und—im—HH-Entwurf 2019 z4
bericksichtioen.

4. Die Regularien zum Halle-Pass A werden in Form einer Satzung oder Richtlinie
vorgelegt.

zu 5.3 Antrag der Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, SPD und DIE LINKE zur
Ausgestaltung des Halle-Passes A
Vorlage: VI/2018/03855

Abstimmungsergebnis: vertagt

Beschlussvorschlaqg:

5. Die Stadtverwaltung Halle wird beauftragt, die Regularien des Halle-Passes A
konzeptionell zu Uberarbeiten. Das Konzept wird in der Sitzung des Stadtrates am
24.10.2018 zur Beschlussfassung vorgelegt.

6. Beziiglich der Uberarbeitung werden folgende Eckpunkte beriicksichtigt:

f.

Der Halle-Pass A wird zeitgleich mit der Bescheidung von Transferleistungen
nach SGB XIll, AsylboLG sowie Wohngeld ausgestellt. Die stadtischen
Vertretertinnen  der  Tragerversammlung  werden  beauftragt, diese
Verfahrensweise flr den Rechtskreis SGB Il sowie fir die Anspruchsberechtigten
des Kinderzuschlages per Antrag in die Tragerversammlung einzubringen.

Inhaber*innen des Halle-Passes A haben Anspruch auf einen monatlichen OPNV-
Mobilitatsbetrag in Hohe von 5 €, der individuell nutzbar ist. Die Stadtverwaltung
wird in Zusammenarbeit mit der HAVAG beauftragt, ein geeignetes Modell der
Umsetzung zu entwickeln.

Fur Inhaber*innen des Halle-Passes A ist die Nutzung der Stadtbibliothek sowie
des Stadtmuseums kostenfrei. Die Gebuhrensatzungen sind dementsprechend
anzupassen.

Fur stadtische Unternehmen, die bisher keine ErmaRigungen im Rahmen des
Halle-Passes A fir Freizeit- und Bildungsangebote anbieten, sollen diese gepruft
werden.

Dritte, die im Auftrag der Stadt Einrichtungen betreiben, bieten Ermafigungen im
Rahmen des Halle-Passes A an. Mit privatwirtschaftlichen Einrichtungen werden
Halle-Pass A Ermaldigungen angestrebt.

Es wird angeregt, die Offentlichkeitsarbeit fur den Halle-Pass A angemessen,
aktuell, nutzerfreundlich und weitestgehend barrierefrei zu gestalten. Es wird
empfohlen, auch auf die Leistungen im Rahmen des ,Bildungs- und
Teilhabepakets” hinzuweisen.

Die Stadtverwaltung prift, inwieweit der Kreis der Anspruchsberechtigten im
Hinblick auf einkommensschwache Birgerinnen und Burger, welche die
Voraussetzungen fir die Beantragung eines Halle-Passes A nicht erflllen,
erweitert werden kann. Entsprechende Szenarien sind abzubilden.
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7. Die finanziellen Auswirkungen sind darzustellen und im HH-Entwurf 2019 zu
bertcksichtigen.

8. Die Regularien zum Halle-Pass A werden in Form einer Satzung oder Richtlinie
vorgelegt.

Zu 6 schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadtréaten

Schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadtraten lagen nicht vor.

zu 7 Mitteilungen

Zu 7.2 Vorstellung Vorhaben des Eigenbetriebes fir Arbeitsférderung zu den
Programmen ,,Stabilisierung und Teilhabe am Arbeitsleben* sowie BIWAQ

Es wurden zwei Prasentationen hinterlegt.
Frau Ludwig hielt eine Prasentation zum BIWAQ.

Herr Rensch hielt eine Présentation zum Landesprogramm
»otabilisierung und Teilhabe am Arbeitsleben®

Herr Peinhardt fragte, ob 225 Personen jetzt schon zur Verfligung stehen. Er fragte, ob es
bereits Erfahrungswerte eines solchen Projektes gibt.

Herr Rensch antwortete, dass zum 01.04.18 die MalRnahme kommt und daher die Personen
jetzt noch nicht da sind. Eine gewisse Fluktuation ist immer gegeben, sei es durch Abbruch
der MalRBnahme oder durch Integration in den ersten Arbeitsmarkt. Die frei werdenden Platze
konnen immer neu belegt werden.

Er sagte, dass die Rahmenbedingungen beachtet werden missen, es geht um Personen,
bei denen eine mittelfristige Integration nicht méglich ist, Langzeitarbeitslose sind betroffen.
Es geht in erster Linie darum etwas dazu zu verdienen, gesellschaftliche Kontakte zu haben
und an anderen Problemen arbeiten zu kénnen.

zu 7.3 Jahresabschluss Bildung und Teilhabe 2017 fur alle Rechtskreise

Die Mitteilung ist im Session hinterlegt.

Frau Winter stellte die Inhalte und finanziellen Auswirkungen fur 2017 dar. Sie sagte, dass
im Rahmen der Fortschreibung des Praventionskonzeptes Ideen gesammelt wurden, wie
Bildung und Teilhabe weiterhin bekannt gemacht werden kann. Es ist vorgesehen andere
Akteure, wie die HAVAG, mit einzubinden. Weiterhin stehen die Teams Bildung und Teilhabe
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der Stadtverwaltung und des Jobcenters im Austausch, um Informationsplakate fur KiTas
und Schulen zu entwerfen. Dabei soll der Kinder- und Jugendrat einbezogen werden.

zu 7.5 Frau Wildner zur Veranstaltung Transsexualitéat bei Kindern

Frau Wildner gab einen kurzen Rickblick zur Veranstaltung mit dem Thema:
Transsexualitdt bei Kindern. Die Veranstaltung war gut besucht. Es gab einen
Dokumentarfilm, einen Fachvortrag und eine Diskussion. Es gab den dringenden Wunsch
von betroffenen und dem Verein nach mehr Weiterbildungsmdglichkeiten und
Informationsvermittlung bei den Menschen, die mit Kindern und Jugendlichen zu tun haben.

Zu 7.6 Frau Dr. Grdger zur Influenza

Eine Prasentation ist im Session hinterlegt.

Frau Dr. Groger informierte Uber die derzeitige Situation in der Stadt.

zZu 8 Beantwortung von mindlichen Anfragen

zu 8.1 Frau Seidel-Jahnig zur Forderrichtlinie Gleichstellung

Frau Seidel-Jahnig fragte, nach dem Ergebnis der rechtlichen Prifung zur Forderrichtlinie
Gleichstellung.

Frau Wildner antwortete, dass die Prifung ergeben hat, dass eine Erhéhung ohne Antrag

nicht méglich ist. Aufgrund dessen wurde mit dem Verein ein Gesprach gefuhrt und dieser
signalisierte eine Anderung vorzunehmen.

zZu 8.2 Herr Senius zum Ombudsmann

Herr Senius fragte, wer fur die Terminabsprache mit dem Ombudsmann zustandig ist.

Frau Brederlow sagte, dass diese Anfrage im Stadtrat gestellt werden sollte.

zu 9 Anregungen
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zu 9.1 Themenspeicher

Frau Haupt sagte, dass die Themen House of Resources und Auslénderbeirat auf Wunsch
von Herrn Dr. Ali auf den Juni verschoben werden sollen.

Ute Haupt Jenny Falke
Ausschussvorsitzende stellv. Protokollfiihrerin

-15 -



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Tagesordnung
	Text
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß
	Zu

